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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

27.10.1972 

Geschäftszahl 

0017/72 

Rechtssatz 

Die Behörde ist auch dann verpflichtet, eine Parteieingabe als Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
aufzufassen, wenn die Partei des Verwaltungsverfahrens zwar nicht ausdrücklich die Genehmigung der 
Wiedereinsetzung beantragt, sie jedoch die unterlassene Verfahrenshandlung unter einem 

nachholt und auch die Gründe dartut und glaubhaft macht, aus welchen es ihr nicht möglich war, die Frist 
einzuhalten. 

Beachte 

y25906; 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

0018/72 


